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I.) Die verfassungsrechtliche Grundordnung
Der verfassungsrechtlichen Grundordnung liegen laut Mayer, B-VG, Bundes-Verfassungsrecht, 3. Auflage (2002), Seite 198, folgende Baugesetze zugrunde: 

· das demokratische Prinzip

· das bundesstaatliche Prinzip

· das liberale Prinzip

· das rechtsstaatliche Prinzip

· das gewaltenteilende Prinzip. 

Laut Berka, Lehrbuch Verfassungsrecht (2005), Seite 30, Randziffer 114, zählen folgende Grundprinzipien zur verfassungsrechtlichen Grundordnung: 

· das demokratische Prinzip

· das republikanische Prinzip

· das bundesstaatliche Prinzip

· das rechtsstaatliche Prinzip.

Übereinstimmend besteht somit unter Vergleich dieser beiden Aufzählungen – im Einklang mit der insofern herrschenden österreichischen Verfassungsrechtslehre – somit der Kernbestand der verfassungsrechtlichen Grundordnung jedenfalls zumindest aus folgenden Grundprinzipien: 

· demokratisches Prinzip

· bundesstaatliches Prinzip

· rechtsstaatliches Prinzip

Eine Änderung der verfassungsrechtlichen Grundordnung und damit eine Gesamtänderung der Bundesverfassung ist dann anzunehmen, wenn eines der genannten Prinzipien beseitigt wird oder wenn ein neues Prinzip geschaffen wird oder wenn die bestehenden Prinzipien für sich oder in ihrem strukturellen Verhältnis zueinander verändert werden (Mayer, aaO).

Eine Gesamtänderung der Verfassung wird insofern nach herrschender Lehre (vgl die bisher zitierten Lehrmeinungen sowie weiters Klecatsky/Morscher/Ohms, Die österreichische Bundesverfassung, 11. Auflage, I A 1, Seite 3, und Walter/ Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Verfassungsrecht, 10. Auflage, Randziffer 146 ff) jedenfalls durch substanzielle Änderungen der strukturellen Grundprinzipien der Bundesverfassung bewirkt.

Auch nach der Judikatur des österreichischen Verfassungsgerichtshofs liegt eine Gesämtänderung der Verfassung dann vor, wenn eine Änderung der verfassungsrechtlichen Grundordnung erfolgt bzw. einzelne Grundprinzipien der Verfassung abgeändert werden (vgl VfSlg 2455).

II.) Obligatorische Volksabstimmung bei Gesamtänderung der Verfassung

Im Fall einer Gesamtänderung der Bundesverfassung ist gemäß Artikel 44 Absatz 3 B-VG die Durchführung einer Volksabstimmung obligatorisch, wobei eine nachprüfende Kontrolle durch den Verfassungsgerichtshof gemäß Artikel 140 (bzw. bei Staatsverträgen gemäß Artikel 140a) B-VG möglich ist. 

Die bislang einzige formelle Gesamtänderung der österreichischen Verfassung erfolgte durch Österreichs Beitritt zur EU. Das BVG, mit dem die Ermächtigung zum Abschluss des Beitrittsvertrages geschaffen wurde (BGBl 1994/744), wurde daher einer verpflichtenden Volksabstimmung unterzogen und in dieser angenommen (BGBl 1994/735). Die Grundprinzipien der österreichischen Verfassung wurden damit aber nicht beseitigt, sondern nur modifiziert. Sie gelten in dieser modifizierten Bedeutung weiterhin und stellen insofern eine Schranke für die weitere Integration dar, nämlich den sogenannten integrationsfesten Verfassungskern (Mayer, B-VG, Bundes-Verfassungsrecht, 3. Auflage (2002), Seite 200, sowie Mayer in Anwaltsblatt 1996, 154). Eine diesbezügliche weitere Änderung wäre nur unter der Voraussetzung einer verpflichtenden Volksabstimmung gemäß Artikel 44 Absatz 3 B-VG zulässig.
In dem Sinne meint auch Öhlinger (Verfassungsrecht, 5. Auflage [2003], Kapitel VI. „Verfassungsrecht und Europäische Integration“, Rz 160), „eine Änderung der Gründungsverträge einschließlich des Beitrittsvertrages, ist neuerlich an den Grundprinzipien zu messen und gegebenenfalls einer Volksabstimmung zu unterziehen.“
III.) Implikationen des Vertrags von Lissabon („EU-Reformvertrag“) für die österreichische Verfassung
Derzeit erfolgt von EU-Seite der Versuch, die bereits infolge europaweit (nicht aber in Österreich) durchgeführter Volksabstimmungen letztlich am klaren Votum der Franzosen und der Niederländer gescheiterte „EU-Verfassung“ nunmehr in getarnter Form mittels des am 13. Dezember 2007 in Lissabon zu unterzeichenden sogenannten „Vertrages von Lissabon“ durchzusetzen. Jener Vertrag, der schon legistisch verunglückt ist, indem er an Kompliziertheit und Unübersichtlichkeit kaum zu übertreffen ist, strebt massivste Änderungen der österreichischen Bundesverfassung an. 

Zu nennen sind insbesondere die folgenden durch den EU-Reformvertrag bewirkten Eingriffe in die Baugesetze der österreichischen Verfassung:
· der Eingriff in das demokratische Baugesetz der Bundesverfassung durch die Einrichtung des „vereinfachten Änderungsverfahrens“ durch Artikel 33 Absatz 6 des Vertrags über die Europäische Union und durch die in Artikel 269 Absatz 1 und Artikel 249a Absatz 2 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (künftig: Vertrag über die Arbeitsweise der Union) vorgesehene Mittelbeschaffungsermächtigung unter Ausschaltung der Zustimmung des Nationalrates; 

· der Eingriff in das demokratische und in das rechtsstaatliche Prinzip der Bundesverfassung durch die in Artikel 308 Absatz 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der Union vorgesehene „Flexibilitätsklausel“ aufgrund derer Vorschriften des Rates auf Vorschlag der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Politikbereiche möglich werden, auch wenn die Verträge die dafür erforderlichen Befugnisse nicht vorsehen;
· die Einschränkung der Durchsetzungsmöglichkeit österreichischer Interessen in der EU durch weitgehende Aufgabe des Einstimmigkeitsprinzips innerhalb der EU, in der fortan Mehrheitsentscheidungen ausschlaggebend sein werden, was bedeutet, dass Österreich in wesentlichen Fragen nicht mehr mit einen Veto seine Interessen verteidigen könnte, verbunden mit der Aufgabe des bisherigen Grundsatzes, dass in die EU-Kommission von jedem EU-Mitgliedsstaat ein Kommissar entsendet wird, sodass Österreich künftig der potenzielle Verlust eines EU-Kommissars, wie ihn Österreich bisher immer gehabt hat, droht; 
· der Eingriff in das rechtsstaatliche Grundprinzip durch den in der (einen Bestandteil des Reformvertrages bildende) 27. Erklärung der EU-Regie-rungskonferenz festgelegten absoluten Vorrang des Gemeinschaftsrechts;
· der Eingriff in die im Bundesverfassungsgesetz vom 26. Oktober 1955 erklärte „immerwährende Neutralität Österreichs“ und der in Art 9a B-VG festgelegten umfassenden und insbesondere zu Aufrechterhaltung und Ver-teidigung der immerwährenden Neutralität dienenden Landesverteidigung Österreichs infolge der auf eine Vereinigung der Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Mitgliedstaaten ausgerichteten Regelung der Artikel 27 und 28 des neuen EU-Vertrages, dessen „Solidaritätsklausel“ in der Außenpolitik der EU-Mitgliedstaaten dazu führt, dass die EU-Mitgliedsländer einander beim Kampf gegen „terroristische Aktivitäten“ auch militärisch beistehen müssen; der Begriff „terroristische Aktivitäten“ ist gänzlich unbestimmt und militärischer Beistand heißt jedenfalls Einsatz mit Waffengewalt – das bedeutet im Klartext, Österreich könnte verpflichtet werden, bei militärischen Aktionen in anderen EU-Ländern mitzumachen, was im Widerspruch zur verfassungsrechtlich verankerten Neutralität stünde;
· der Eingriff in die staatliche Eigenständigkeit Österreichs durch Eingliederung Österreichs in den Bundesstaat Europäische Union infolge der neuen Zuständigkeitsordnung der Artikel 2 bis 6 des Vertrages über die Arbeitsweise der Union, aus der sich fortan der Bundesstaatscharakter der Union ergibt; die Europäische Union erhält nämlich durch den Reformvertrag eine eigene einheitliche Rechtspersönlichkeit. Bundesminister für Justiz a. D. Univ.-Prof. Dr. Hans Klecatsky, renommierter Verfassungsrechtsprofessor an der Universität Innsbruck, ehemaliger Richter des Verfassungsgerichtshof und einer der Mitväter der österreichischen Bundesverfassung, meinte dazu am 19. 12. 2007: "Aus dem „Verfassungsverbund“ zweier „Verfassungen“ (Pernthaler, Pernice, Öhlinger, RdZl. 160) wird durch die Anerkennung der „Rechtspersönlichkeit“ der EU die Republik Österreich mit ihrer Bundesverfassung zu einem Sub(Teil)-Rechtsubjekt des „Rechtssubjekts EU“ degradiert. An die Stelle der Koordinierung der beiden Verfassungen tritt endgültig die Subjugation(Unterwerfung) der österreichischen und somit die Auflösung der Republik in eine EU. Die Volksabstimmung vom 12. Juni 1994 deckt nur das osmotische Vertragsverhältnis zur EU, nicht die Anerkennung einer Oberherrschaft einer "Rechtsperson EU" über das österreichische Staatsvolk als Träger der  Verfassungs- und Rechtsetzungshoheit ... Finis Austriae!" (siehe auch die Äußerung Klecatskys vom 22. 12. 07 im Anhang).
IV.) Verfassungsrechtliche Konsequenzen
Jede Gesamtänderung der Bundesverfassung ist zwingend an den Voraus-setzungen des Artikel 44 Absatz 3 B-VG zu messen, auch eine derartige Verfas-sungsänderung durch Staatsverträge (vgl Hollaender, Das Volk muss entscheiden – Schutz der verfassungsrechtlichen Grundordnung, Der Staatsbürger, 14. 1. 2006; im gleichen Sinne Öhlinger, Verfassungsrecht, 5. Auflage [2003], Rz 469), wobei es in der Lehre grundlegend umstritten ist, ob Staatsverträge überhaupt eine Gesamtänderung der Verfassung herbeiführen dürfen (dies ausdrücklich verneinend:  Berka, Lehrbuch Verfassungsrecht [2005], Randziffer 267).
Durch den – massive Eingriffe in Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Souveränität und Neutralität bewirkenden – EU-Reformvertrag, wie die vormalige EU-Verfassung jetzt (inhaltlich leicht verändert) genannt wird, wird die österreichische Verfassung jedenfalls in zentralen Bereichen und in grundlegenden Baugesetzen überlagert, sodass es diesbezüglich zwingend einer Volksabstimmung nach Artikel 44 Absatz 3 B-VG bedarf, weil mehrere Teile des Inhalts des neuen Vertragswerkes der Europäischen Union auf eine Gesamtänderung der österreichischen Bundesverfassung abzielen.
Die Unterlassung einer solchen Volksabstimmung wäre nicht nur eine derart offenkundige und schwerwiegende Verfassungsverletzung, dass der Bundespräsident eine allfällige Beurkundung zu verweigern hätte (vgl  Kelsen/Froehlich/Merkl, Die Bundesverfassung vom 1. Oktober 1920 [1922], 124; Adamovich/Spanner, Handbuch des österreichischen Verfassungsrechts [1957], 304; Pernthaler, Das Staatsoberhaupt in der parlamentarischen Demokratie, VVDStRL 25 [1967], 193; Adamovich/Funk/Holzinger, Österreichisches Staats-recht, Band 2 [1998], Rz 21.079; Öhlinger, Verfassungsrecht, 5. Auflage [2003], Rz 442), sondern würde überdies zur absoluten Nichtigkeit der auf eine Gesamtänderung der Bundesverfassung ohne verfassungsrechtliche Legitimation durch ein Verfahren nach Artikel 44 Absatz 3 B-VG abzielenden Teile des EU-Reformvertrags in Bezug auf die österreichische Rechtsordnung führen, was  jedenfalls eine nicht vertretbare schwelende Rechtsunsicherheit bewirken würde. Ein Verzicht auf eine (aus den genannten Gründen mehrfach gebotene) Volks-abstimmung käme im Ergebnis einer Aufgabe der – bisher als zentrale Norm zur Absicherung der österreichischen Bundesverfassung verstandenen – verfas-sungsrechtlichen Grundlagenschranke des Artikel 44 Absatz 3 B-VG gleich (siehe dazu auch Hollaender, „Der Vertrag von Lissabon“, Salzburger Nachrichten vom 18. 12. 2007, Rechtsseite „Staatsbürger“, samt zustimmendem Leserbrief von Prof. Klecatsky in den Salzburger Nachrichten vom 2. 1. 2008 sowie den gleich-falls zustimmenden Leserbriefen in den Salzburger Nachrichten vom 24. 12. 2007).

V.) Conclusio

Aus verfassungsdogmatischen, staatsrechtlichen und demokratiepolitischen Gründen erscheint es somit aus juristischer Perspektive  u n a b d i n g l i c h ,  
die aktuell durch den EU-Reformvertrag bevorstehende Änderung der österreichischen Bundesverfassung einer Abstimmung durch das gesamte abstimmungsberechtigte österreichische Bundesvolk zu unterziehen.
Wien, am 22. Dezember 2007
Adrian Eugen Hollaender
ANHANG

SCHRIFTLICHE ÄUSSERUNG von em. Univ.-Prof. Dr. Hans R. Klecatsky, Bundesminister a.D., zum Beitrag von Adrian Eugen Hollaender auf der Rechtsseite „Staatsbürger“ in den Salzburger Nachrichten vom 18. 12. 2007 „Der Vertrag von Lissabon“ (EU-Reformvertrag und Verfassung):
Zum „Vertrag von Lissabon“ und einer österreichischen Volksabstimmung

Meinen Beifall zu Prof. Adrian Hollaenders Beitrag in den Salzburger Nachrichten vom 18.12.2007 und seiner Forderung nach einer österreichischen Volksabstim-mung über den am 13. Dezember 2007 unterzeichneten Lissaboner Vertrag!

Eine Volksabstimmung ist nach Art 44 Abs 3 B-VG auch deshalb angezeigt, weil das österreichische Staatsvolk in der obligatorischen Volksabstimmung vom 12. Juni 1994 (BGBl 735, 744/1994) seinen Beitritt begreiflicherweise nur zu einer EU in ihrer damaligen  organisatorischen  und rechtlichen Gestalt erklären konnte. 

Die “ Neue Lissaboner EU“ ist ihrer organisatorischen und rechtlichen  Gestalt nach per se anderes und mehr als die alte EU vom 12. Juni 1994, die gewiß nach ihrer bisherigen „Arbeitsweise“ ausgedient hat. Vor allem der mit dem Beitritt zur   „Fusion der drei ‚Säulen der Union zu einer eigenen Organisation mit Rechtspersönlichkeit und Erstreckung der supranationalen Kriterien der EG auf die gesamte Union, insbesondere die dritte Säule’“ (Öhlinger 2007) verbundene Unterwerfungsakt gegenüber dieser neuen supranationalen Organisation bleibt wie der seinerzeitige Beitritt zu ihrer Vorgängerin „EU –alt“ Sache einer Abstimmung des gesamten österreichischen Staatsvolks.

Wiewohl zwar die Würfel schon [dagegen] gefallen scheinen, da die Klubobmänner der beiden Koalitionsparteien und der „Grünen“, der Bundespräsident und der Präsident des Verfassungsgerichtshofes sich in Eigenregie gegen eine Volksabstimmung über den Lissaboner EU-Verfassungs-Ersatzvertrag aussprechen mussten, weil  ja schon   der weiterreichende am 29. Oktober 2004 unterzeichnete, in Frankreich und den Niederlanden gescheiterte „Vertrag über eine Verfassung für Europa“ von Österreich parlamentarisch genehmigt und ratifiziert worden ist (BGBl I 12/2005), zögere ich nicht, dem in den SALZBURGER NACHRICHTEN vom 18.12.2007 erschienenen Beitrag Professor Adrian Hollaenders “Der Vertrag von  Lissabon“ vollen Beifall zu zollen -  und  das nicht nur in Ansehung der österreichischen Neutralität. Insofern haben volksabstimmungslos schon die Abschlüsse der EU-Verträge von Amsterdam ( BGBl I 76/1998) und Nizza ( BGBl I 120/2001) negative Vorarbeit geleistet (Art 23 f B-VG).  Zu bedenken ist auch folgendes:

Durch den auf Grund der obligatorischen (Art 44 Abs 3 B-VG) Volksabstimmung vom 12. Juni 1994 staatsvertraglich vollzogenen  Beitritt zur EU war die Republik Österreich bereits Trägerin einer „Doppelverfassung“ (Pernthaler 1997) geworden: ihrer eigenen und der wie immer damals gearteten der EU - eines  „Verfassungsverbunds“ (Pernice 2001) - ohne dass dieses wechselseitige Verhältnis im Text der österreichischen Verfassung hinreichend Ausdruck gefunden hat (Öhlinger, Verfassungsrecht [2007], Rz 160), und es damit den staatlichen Vollziehungsorganen sogar überlassen bleibt, zu konkretisieren, inwieweit Bundesverfassungsrecht durch den Beitritt zur EU berührt ist (Klecatsky/Morscher, 1999, 2002, mit Ohms 2005). 

Der EU-Reformvertrag sieht u.a.vor (Öhlinger 2007): Die Fusion der drei ‚Säulen’ der Union zu einer eigenen Organsisation mit Rechtspersönlichkeit; die Erstreckung der supranationalen Kriterien der EG (sog.’Gemeinschaftsmethode’ auf die gesamte Union, insbesondere die ‚dritte Säule’“. Durch diese Anerkennung und Potenzvermehrung der „Rechtspersönlichkeit“ der EU wird deren Mitglied die Republik Österreich mit ihrer Bundesverfassung zwangsläufig zu einem Sub(Teil)-Rechtsubjekt des neuen Rechtssubjekts EU degradiert. An die Stelle der bisherigen Koordination der beiden Verfassungen tritt nun die Subordination der österreichischen. Die Volksabstimmung vom 12. Juni 1994 deckt zwar das osmotische Vertragsverhältnis zu einer EU nach dem Stande vom 12. Juni 1994, nicht aber die Anerkennung der Oberherrschaft einer seither auch „osterweiterten“ (BGBl I 53/2003) neuen Rechtsperson EU nach dem Stand 13. Dezember 2007 über das österreichische Staatsvolk als den republikanischen Träger der  Verfassungs-und Rechtsetzungshoheit. Die EU-Reform erfordert also wieder eine österreichische Volksabstimmung.
Freilich leidet seit jeher die republikanisch-parlamentarische Praxis  Österreichs  an undemokratischer Funktionärsarroganz gegenüber Volksabstimmungen. Nicht einmal die Bundesverfassung kann sich auf eine Volksabstimmung berufen. Seit den Fünfzigerjahren des vorigen Jahrhunderts wird die „schleichende Gesamtänderung der Bundesverfassung“ beklagt, die zu ihrer „Ruinenhaftigkeit“, dann zum ergebnislosen „Österreich-Konvent“ der Jahre 2003/2004 und gerade in diesen Tagen einmal mehr zur durchwegs enttäuschenden BVG-Novelle vom 5. Dezember 2007 geführt hat – das altgewohnte Lied österreichischer Verfassungskultur! Will Österreich mit seiner Bundesverfassung so oder so, mit oder ohne Volkabstimmung, in einer dem Lissaboner EU-Reformvertrag real entsprechenden Weise künftig leben, so kann es sich kein zweites Mal leisten, sich wie beim EU-Beitritt einfach vorbehaltlos in  den Vertrag zu stürzen. Die Republik muß nun endlich einmal ihre unionsgemäße Verfassung für das Staatsvolk  in  ihrer textlichen Normativität klar erkennbar und in ihrer Realität  annehmbar einrichten.

Für den „Österreich-Konvent“ waren die Konventsallüren der EU ein Vorbild. Beide sind zunächst und zurecht gescheitert!
Innsbruck, am 22./23. 12. 2007

em. Univ.-Prof. Dr. Hans R. Klecatsky 

Bundesminister für Justiz a.D.
Anmerkungen zu den Erläuternden Bemerkungen zum Vertrag von Lissabon:

I.
Gegen das als „Vertrag von Lissabon“ bzw. als so genannten „Reformvertrag“ bezeichnete Vertragswerk, das aus Änderungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft, welcher in „Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ unbenannt wird, bzw. den diesen Vertragsänderungen beigefügten Protokollen und Schlussakte besteht, bestehen grundsätzliche Vorbehalte:


-
Entwicklung der Europäischen Union in Richtung Oberstaat eines Europäischen Bundesstaates;

-
Militärische Beistandpflicht in Kriegsfällen:


-
„Solidaritätsklauseln“ bei Terroranschlägen;


-
Verpflichtung zur militärischen Aufrüstung;


-
reduziertes Stimmengewicht von Österreich.

II.
Diese grundsätzlichen Vorbehalte finden natürlich auch in den vorgeschlagenen erläuternden Bemerkungen ihren Niederschlag bzw. können auch durch dort enthaltende beschwichtigende oder beschönigende Erklärungen nicht ausgeräumt werden.


Das wird insbesondere in folgenden Punkten der Erläuternden Bemerkungen bestätigt:


1.
So wird auf Seite 14 der Erläuterungen darauf hingewiesen, dass „im Vergleich zum Verfassungsvertrag …….. auf eine Reihe von Elementen verzichtet (wurde)“ so wurde von der Bezeichnung ‚Verfassungsvertrag’ abgegangen und die Streichung der Bestimmungen über Symbole der Union beschlossen und auf die ausdrückliche Verankerung des Vorranges des Unionsrechtes gegenüber dem nationalen Recht verzichtet.“ Es handelt sich bei diesen „Verzichten“ eher um formale Elemente, ohne dass damit die Entwicklung in Richtung eines Europäischen Bundesstaates gestoppt oder revidiert würde. De facto wird nämlich durch die Befügung des Gutachtens des Juristischen Dienstes des Rates zum Vorrang (Z 17 der Schlussakte) genau dieser Vorrang des Unionsrechtes gegenüber dem nationalen Recht als Rechtsbestand anerkannt und verankert. In diesem Gutachten vom 22. Juni 2007 wird auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes verweisen, der diesen Vorrang des EG-Rechtes als einen der Grundpfeiler des Gemeinschaftsrechtes bezeichnet, der sich aus der Besonderheit der Europäischen Gemeinschaft ergäbe. In diesem Gutachten wird unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, dass „die Tatsache, dass der Grundsatz dieses Vorranges nicht in den künftigen Vertrag aufgenommen wird, .. nichts an seiner Existenz und an der bestehenden Rechtsprechung des Gerichtshofes ändert“.


2.
Ein ähnlich untauglicher Versuch, den Neutralitätsstatus Österreichs als unbeeinträchtigt darzustellen, wird auf den Seiten 14/15 unternommen. Unter Hinweis auf die Formulierung, dass die Hilfeleistungspflicht „den besonderen Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten unberührt lässt“ wird die Respektierung der auf nationaler Ebene verfassungsrechtlich verankerten Neutralität Österreich behauptet und diese dadurch als gewahrt bewertet, weil Österreich auch in Zukunft selbst darüber entscheiden könne, ob, sowie auf welche Weise Unterstützung geleistet wird.



Dieser Darstellung ist allerdings entgegenzuhalten, dass die immerwährende Neutralität der Republik Österreich, wie sie mit Bundesverfassungsgesetz vom 26. Oktober 1955, BGBl. Nr. 211 deklariert wurde, zwar mit der Übernahme der Verpflichtungen eines EU-Mitgliedstaates auf der Basis des Titels V des Vertrages über die EU, ABl. EG 1992/C 191, 1 noch keine substanzielle  Veränderung erfahren haben mag. Aufgrund der Änderungen des Titels V durch den auf Grundlage des BVG über den Abschluss des Vertrages von Amsterdam abgeschlossenen Vertrags von Amsterdam, BGBl. III 83/1999 iVm Art. 23f B-VG in der Fassung des BVG BGBl I Nr. 83/1998, die eine Erweiterung der Verpflichtungen um die so genannten „Petersberg-Aufgaben“ brachte, wird diese Einschätzung wohl nicht aufrecht erhalten werden können. Diese umfassen nämlich außer gemeinsamen Abrüstungsmaßnahmen, humanitären Aufgaben und Rettungseinsätze vor allem auch Aufgaben der militärischen Beratung und Unterstützung, Aufgaben der Konfliktverhütung und die Erhaltung des Friedens sowie Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbewältigung einschließlich friedenschaffender Maßnahmen und Operationen zur Stabilisierung der Lage nach Konflikten.


3.
Wenn auf Seite 20 und Seite 221 der Erläuterungen unter dem Schlagwort „Frühwarnmechanismus“ darauf hingewiesen wird, dass die Rechte der nationalen Parlamente gegenüber den derzeitigen Verträgen ausgeweitet werden, wobei dem Mechanismus zur Subsidiaritätskontrolle, der in einem eigenen Protokoll geregelt ist, besondere Bedeutung zukäme, weil damit in Österreich auch die Bundesländer die Möglichkeit hätten, über den Bundesrat an der Subsidiaritätsprüfung mittelbar mitzuwirken, so muss darauf hingewiesen werden, dass nach dem Status quo damit den Ländern keinerlei auch nur mittelbare Mitwirkungsmöglichkeit offen steht, zumal der Bundesrat ein Bundesorgan ist und das garantierte freie Mandat der Mitglieder des Bundesrates Einflussmöglichkeiten von Länderseite unterbindet.


4.
Die Erläuterungen betreffend die Änderung der Abstimmungsmethode bei qualifizierten Mehrheitsentscheidungen und deren Ausdehnung des Anwendungsbereiches (Pkt. 7.4 auf Seite 24) geben zwar ausführlich wieder, dass damit polnischen Wünschen entsprochen wurde. Es wird allerdings eine nähere Auseinandersetzung mit der Frage vermisst, welche Konsequenzen diese Änderungen für die Republik Österreich haben? Auch die auf Seite 36 unter der Überschrift „ausgewählte Politikbereiche“ unter Z 13 vorgenommene Erläuterungen über die Zielsetzungen, die mit der Anwendung der qualifizierten Mehrheitsentscheidungen verfolgt werden, lassen Ausführungen darüber vermissen, in welchen Bereichen diese zum Tragen kommen. Es wird lediglich vage angemerkt, dass „rund 20 bestehende Rechtsgrundlagen … in die qualifizierte Mehrheitsentscheidung übergeführt (werden)“. 


5.
Die bereits aufgezeigten Zweifel der Vereinbarkeit des Vertrages mit den österreichischen Neutralitätsstatus werden auch unter Z 13.1 (gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik)“ sowie auf Seite 173 bestätigt, wenn dort darauf hingewiesen wird, dass „die neue Solidaritätsklausel …. die Verpflichtung der Mitgliedstaaten (konkretisiert), einander im Fall eines terroristischen Angriffs, einer Naturkatastrophe oder einer von Menschen verursachten Katastrophe zu unterstützen (inklusive militärischen Mitteln).“


6.
Die Darstellung des Genehmigungsverfahrens des Vertrags von Lissabon (Pkt. 14 auf Seite 43) macht deutlich, dass eine Genehmigung auf Grundlage des Art. 50 B-VG erst durch die noch gar nicht wirksam gewordene B-VG-Novelle 2007 erfolgen soll. Damit wird von der bisherigen Praxis, wonach solche Verträge jeweils durch Sonderverfassungsgesetze genehmigt wurden, abgegangen. Nach dieser neu geschaffenen Regelungssystematik des Art. 50 Abs. 1 Z 2 iVm Abs. 4 B-VG bleibt aber Art. 44 Abs. 3 B-VG unangetastet. Ob allerdings der Umstand, dass im Vertrag von Lissabon nunmehr von einer expliziten Normierung des Vorrangprinzips abgegangen und lediglich die Verabschiedung der Erklärung Nr. 17 zum Vorrang vorgesehen ist, die darauf hinweist, dass „die Verträge und das von der Union auf der Grundlage der Verträge gesetzte Recht im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes der EU unter den in dieser Rechtsprechung festgelegten Bedingungen Vorrang vor dem Recht der Mitgliedstaaten haben“, tatsächlich zur Folge hat, dass damit keine Gesamtänderung der Bundesverfassung verbunden ist, muss allein schon deshalb in Zweifel gezogen werden, weil, wie in den Erläuterungen auf der Seite 47 zweiter Absatz betont wird, derartige Erklärungen keine normative Wirkung entfalten. Es muss dann aber schon die Frage gestellt werden, welche Bedeutung eine derartige Erklärung hat und warum der Umstand, dass man zwar auf eine ausdrückliche Verankerung des Grundsatzes des Vorrangs des Gemeinschafts- bzw. Unionsrechtes verzichtet hat, aber davon auszugehen ist, dass diese weiterhin aufgrund der Rechtsprechung des Gerichtshofes zum Tragen kommt, nicht aufgrund der damit verbundenen gesamtändernden Wirkung die Anwendbarkeit des Art. 44 Abs. 3 B-VG anzunehmen ist?



In die gleiche Richtung wirkt wohl die Konsequenz des Übergangs vom Einstimmigkeitsprinzip auf das Mehrstimmigkeitsprinzip im Rat, weil dies insofern Auswirkungen auf die Mitwirkung des Nationalrates und des Bundesrates an Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union gemäß Art. 23e B-VG hat, weil nunmehr die Möglichkeit entfällt, verbindliche Stellungnahmen auch gegen die Stimmen aller anderen Mitgliedstaaten durchzusetzen. Damit erscheint das demokratische Prinzip zumindest tangiert zu sein.


7.
In die grundsätzlich zu kritisierende, auch im Rahmen der Erläuternden Bemerkungen nicht verschleierbare Entwicklung von einem Staatenbund in Richtung eines Europäischen Bundesstaates weisen auch die Änderungen betreffend den bisherigen Art. 228 EUV (Art 260 AEUV), wie sie auf Seite 182 der Erläuterungen dargestellt sind, wonach künftighin nach einer gerichtlich festgestellten Vertragsverletzung bereits nach einer einmaligen Aufforderung Pauschalpönalzahlungen bzw. Zwangsgeldleistungen verlangt werden können. Damit wird den Mitgliedstaaaten die Verteidigung ihrer Rechtsposition geradezu verunmöglicht, weil jegliche juristische Argumentation über die Urteilsumsetzung mit dem Damoklesschwert erheblicher finanzieller Nachteile bedroht ist. 



( Der Verfasser ist Doktor der Rechtswissenschaften der Universität Wien (Dissertation bei Verfassungsgerichtshofspräsident Prof. Dr. Korinek), Lehrbeauftragter an der Universität Wien, ao. Univ.-Prof. an der Universität Klausenburg, Associate Professor an der International University, Vortragender an der Österreichischen Akademie für Recht und Steuern, Leiter des Zentrums für Rechtsforschung und Vorsitzender des österreichischen Grundrechtskonvents.�Dienstanschrift: Dr. Adrian Hollaender, Universität Wien, Universitätsstraße 7, A – 1010 Wien
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� Vgl. die gutachterliche Stellungnahme des Verfassungsdienstes des Amtes der Kärntner Landesregierung zur GZ. 2V-BG-5233/3��-2007.
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